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des Ausschusses für Verkehrswesen 
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über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Straßen- 
verkehrsgesetzes und des Gesetzes zur Sicherung des 
Straßenverkehrs 

- Drucksachen 2753, zu 2753 - 


A, Bericht des Abgeordneten Donhauser: 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes und des Gesetzes zur 
Sicherung des Straßenverkehrs — Drucksachen 
2753, £u 2753 — wurde in der 165. Plenarsitzung 
des Deutschen Bundestages am 24. Oktober 1956 
zur weiteren Beratung an den Ausschuß für Ver- 
kehrswesen überwiesen. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat die Druck- 
sachen 2753 und zu 2753 in mehreren Sitzungen 
eingehend behandelt und sie in seiner Sitzung vom 
9. Januar 1957 abschließend beraten. 

Allgemeines 

Auf die Begründung zum Gesetzentwurf in den 
Drucksachen 2753 und zu 2753 wird Bezug genom- 
men. Als der Deutsche Bundestag im Jahr 1952 
durch das Gesetz zur Sicherung des Straßenver- 
kehrs die allgemeinen Höchstgeschwindigkeits- 
grenzen für Personenkraftfahrzeuge aufhob, ließ 
er sich u. a. von der Erwägung leiten, daß durch 
die gleichzeitig von ihm beschlossenen und die 
Strafjustiz berührenden Maßnahmen (Einführung 
des § 315 a und des § 42 m im Strafgesetzbuch) eine 
fühlbare Besserung der Straßenverkehrssicherheit 
eintreten werde. Diese Hoffnung hat sich leider 
nicht erfüllt — im Gegenteil sind die Unfallzahlen 
leider ständig gestiegen: im Jahr 1956 haben sie 
nach dem vorläufigen Ergebnis etwa 12 645 Tote 
und 361 134 Verletzte erreicht. 

Dem Ausschuß für Verkehrswesen erschien es 
daher unerläßlich, die im Jahr 1952 unter anderen 
Voraussetzungen vertretene Auffassung zu revi- 
dieren. 

Im einzelnen 

Nach Artikel 1 des Gesetzentwurfs soll der Bun- 
desminister für Verkehr wiederum ermächtigt 


werden, Rechtsverordnungen und allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften über die höchstzulässige 
Fahrgeschwindigkeit von Personenkraftfahrzeugen 

zu erlassen. Der Ausschuß für Verkehrswesen hielt 
die Wiedereinführung solcher Höchstgeschwindig- 
keitsgrenzen im Interesse der Hebung der Ver- 
kehrssicherheit für dringend geboten. Er hielt 
diese Maßnahme jedoch für so wichtig, daß sie 
nach seiner Auffassung nicht durch eine Ministe- 
rialverordnung, sondern durch ein formelles Bun- 
desgesetz erlassen werden sollte. Er hat sich dabei 
insbesondere auch von der Erwägung leiten lassen, 
daß diese Maßnahme nicht nur von erheblicher Be- 
deutung für die Straßenverkehrssicherheit sei, son- 
dern daß sie auch weitreichende verkehrspolitische 
und -wirtschaftliche Auswirkungen haben könne. 

In der abschließenden Beratung im Ausschuß für 
Verkehrswesen am 9. Januar 1957 stimmten 10 
Mitglieder für und 10 Mitglieder gegen die An- 
nahme des Gesetzentwurfs, was nach der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages einer 
Ablehnung des Gesetzentwurfs entspricht. 

Die Beratung der Artikel 2 bis 4 des Gesetzent- 
wurfs wurde dadurch gegenstandslos, daß der Aus- 
schuß für Verkehrswesen den Artikel 1 ablehnte. 

Im Ausschuß für Verkehrswesen ergab sich dar- 
aufhin die Auffassung, daß die Höchstgeschwindig- 
keit für Kraftfahrzeuge aller Art durch Initiativ- 
gesetz des Deutschen Bundestages geregelt werden 
soll. 


Bonn, den 5. Februar 1957 

Donhauser 

Berichterstatter 


Druck; Bonner Unlversitäts-Budidruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 2753, zu 
2753 — abzulehnen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen und sonstigen Eingaben für erledigt zu 
erklären. 

Bonn, den 5. Februar 1957 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Rümmele Donhauser 

Vorsitzender Berichterstatter 
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